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UNO Organisation der Vereinten Nationen
FAO Food and Agriculture Organization of the United Nations
WHO World Health Organization
AIDS Acquired Immune Deficiency Syndrome
APF Delegation der Parlamentarischen Versammlung der Frankophonie
HIV Humanes Immundefizienz-Virus
OIF Organisation International de la Francophonie

ONU Organisation des Nations unies
ONUAA Organisation des nations unies pour l’alimentation et l’agriculture
OMS Organisation mondiale de la Santé
SIDA Syndrome de l'immunodéficience acquise
APF Assemblée parlementaire de la Francophonie
VIH Virus de l'immunodéficience humaine
OIF Organisation International de la Francophonie
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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Sprachen

In der Herbstsession 2020 nahmen beide Räte den Tätigkeitsbericht der Delegation bei
der Parlamentarischen Versammlung der Frankophonie (APF) für 2019 zur Kenntnis.
Wie schon in den Jahren zuvor lag der Schwerpunkt der Delegationstätigkeit auf der
Wahrung der demokratischen Grundsätze, der Rechtsstaatlichkeit und der guten
Regierungsführung im frankophonen Raum. Diese Anliegen vertrat die Delegation auch
2019 im Rahmen ihres offiziellen Mandats auf nationaler, regionaler und internationaler
Ebene. So brachte sie ihre Expertise beispielsweise an der 45. APF-Jahrestagung ein,
die im Berichtsjahr vom 4.–9. Juli unter dem Motto «Parlements et renforcement de la
démocratie» in Abidjan (CIV) stattfand, oder tauschte sich zwischen dem 13. und 16.
November im jurassischen Delsberg mit Vertretungen der Assemblée régionale Europe
(ARE) aus.
Auf internationaler Ebene setzte die Delegation ihre thematischen Schwerpunkte – wie
auch schon im Jahr zuvor – beim grenzüberschreitenden Frauen- und Kinderhandel,
bei den Lebensmittelverlusten und der Lebensmittelverschwendung, bei der
Abschaffung der Todesstrafe, beim Schutz persönlicher Daten sowie der gemeinsamen
Finanzierung des Fernsehsenders TV5 Monde an. 2019 kam ergänzend das Engagement
für die Selbstbestimmung der Völker und für die Volksrechte hinzu, was insbesondere
im Rahmen der Regionalversammlung in Delsberg zur Sprache gekommen war.
Delegationsintern wurden die Beziehungen zwischen China und Afrika sowie die
Prävention von gewalttätigem Extremismus und Radikalisierung thematisch fokussiert.
2019 standen für die APF auch einige Änderungen an. Nach der Eröffnung der 51.
Legislatur fand im Dezember die konstituierende Sitzung der Delegation statt, die sich
für die nächsten vier Jahre neu zusammensetzen würde. Unter anderem übernahm neu
Laurent Wehrli (fdp, VD) das Delegationspräsidium von Jean-Pierre Grin (svp, VD).
Erfreulicherweise konnte die Schweizer Delegation das Präsidium der Kommission für
Bildung, Kommunikation und Kultur (CECAC) halten, auch hier wurde das Amt mit
Legislaturwechsel von Ständerat Didier Berberat (sp, NE) an Ständerat Christian Levrat
(sp, FR) übergeben. Eine wesentliche Änderung hinsichtlich der internationalen
Mandate der Delegation zeigte sich in einer Ausweitung der Personalkompetenzen:
Beide Räte gewährten noch im Dezember 2020 einen Kredit zur Entsendung eines
Parlamentsdienstmitarbeitenden für das Generalsekretariat der APF. 
Der Bericht schliesst mit dem neuerlichen Verweis auf die politische Bedeutung des
frankophonen Afrikas für die Organisation. Dies aufgrund dreier Faktoren: Erstens
deuteten Trends auf einen besonders starken und voraussichtlich anhaltenden
Bevölkerungswachstum auf dem Kontinent hin, zweitens dürfte aufgrund der
Entwicklungen im Bildungsbereich der Anteil an Französischsprechenden zunehmen
und drittens diene die OIF im Vorfeld von UNO-Verhandlungen oft als Dialogplattform,
was sowohl die Organisation selbst als auch den afrikanischen Kontinent auf das
internationale Parkett hieve. Im Weiteren werde die Delegation 2020 ihre Arbeiten zu
Lebensmittelverlusten und -verschwendung abschliessen und sich nach anderen
möglichen Handlungsbereichen erkunden. Schliesslich bereite sich die Delegation auf
das voraussichtlich am 3. und 4. September 2020 in Genf stattfindende jährliche
Treffen des APF-Parlamentariernetzwerks für die Bekämpfung von HIV/Aids,
Tuberkulose und Malaria vor. 1
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In der Sommersession 2021 nahmen beide Räte stillschweigend den Bericht der
Delegation bei der Parlamentarischen Versammlung der Frankophonie für das Jahr
2020 zur Kenntnis. Im Bericht wurde dargelegt, dass die Corona-Pandemie in diesem
Jahr auch die Arbeit der APF beeinträchtigt habe. So brachten annullierte Treffen – so
etwa die Jahrestagung im Juli 2020 in Rabat – und deren plötzlich nötige Digitalisierung
die Arbeiten der Frankophonie-Versammlung während einiger Monate ins Stocken.
Auch thematisch war die APF mit der Gesundheitskrise beschäftigt, wodurch die
Behandlung nicht-prioritärer Dossiers zu Gunsten dringender Probleme in Folge der
Pandemie verschoben wurde.
Ein wichtiger Schwerpunkt war gemäss Bericht die Bildungskrise. Zu den grössten
diesbezüglichen Herausforderungen zählten die digitale Kluft zwischen den
frankophonen Staaten, die Anpassung des Unterrichts an die Pandemie sowie deren
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Auswirkungen auf das Wohlergehen der Kinder. Insbesondere für Mädchen führten die
neuen Umstände zu «besorgniserregenden Ungleichheiten», die teils bis zu
Unterernährung, Ausbeutung und körperlicher sowie psychischer Gewalt geführt hätten
– so der Bericht.
Auch mit den Auswirkungen der Covid-19-Pandemie auf die Bekämpfung von HIV,
Tuberkulose und Malaria, hatte sich das Parlamentariernetzwerk im Jahr 2020
beschäftigt. Die Fortschritte der letzten Jahre in der Bekämpfung dieser Krankheiten
seien auf Grund der Covid-19-Pandemie ernsthaft in Gefahr geraten. Im Bericht wurde
aufgeführt, dass sich nach Schätzungen von Internationalen Organisationen die Zahl der
Todesfälle durch HIV, Tuberkulose und Malaria in Zukunft verdoppeln könnte. Dies sei
auf die Überlastung der Gesundheitssysteme, auf Unterbrüche von Behandlungen und
Präventionsprogrammen sowie auf die alternative Verwendung der sonst schon
knappen personellen, logistischen und finanziellen Ressourcen zur Bekämpfung der
Covid-19-Pandemie zurückzuführen. Durch diese Umstände seien unter anderem eine
Erhöhung der verfügbaren Mittel sowie eine Anpassung der Programme zur Bekämpfung
dieser drei Krankheiten an die derzeitige Gesundheitskrise unbedingt nötig. In diesem
Zusammenhang forderten die Mitglieder des Parlamentariernetzwerks einstimmig eine
breite und gerechte Verteilung der Covid-19-Impfstoffe. Eine sehr kleine Zahl an
Ländern – unter ihnen die reichsten der Welt – hätten sich bereits mehr als die Hälfte
der erwarteten Impfdosen gesichert. Auf Grund dieser Ungleichheit erliess das
Netzwerk sodann eine Erklärung mit der Forderung, «dass die Covid-19-Impfstoffe
sowie das entsprechende Test-, Schutz- und Behandlungsmaterial gerecht an alle
Länder verteilt werden». Damit einhergehend forderte das Netzwerk, dass die Covax-
Initiative der WHO, welche das Ziel verfolgte, ca. 2 Mrd. Impfdosen zu beschaffen, um
bis Ende 2021 mindestens 20 Prozent der weltweiten Bevölkerung impfen zu können,
durch die vorübergehende Aufhebung des geistigen Eigentums der Covid-19-
Impfstoffe unterstützt werden müsse.
Ein weiteres alljährliches Thema waren die Lebensmittelverluste und die
Lebensmittelverschwendung in den APF-Staaten. Die Pandemie habe die Problematik
weiter in den Vordergrund gerückt; auf der einen Seite stehen viele Länder vor grossen
Ernährungsherausforderungen auf Grund von Störungen in den Lieferketten sowie der
Lockdown-Massnahmen. Auf der anderen Seite habe die Verschwendung auf Grund der
Panik in der Bevölkerung nach Bekanntgabe der entsprechenden Massnahmen und der
plötzlichen Schliessung der Gastrobetriebe zugenommen, wie im Bericht hervorgeht.
Nationalrat Jean-Pierre Grin (svp, VD) präsentierte im Juni 2020 seinen Entwurf einer
Resolution zu dieser Thematik, mit der ihn die APF im Jahr 2019 beauftragt hatte. Darin
forderte er die Staaten und Regierungen des frankophonen Raums auf, die
Lebensmittelverluste und -verschwendung über die ganze Lebensmittelkette hinweg
einzudämmen, und ermutigte die Parlamentarierinnen und Parlamentarier dazu, ihre
nationalen Parlamente für diese Problematik zu sensibilisieren. Die zuständige
Kommission für Zusammenarbeit und Entwicklung der APF nahm den Entwurf
einstimmig an. Ausserdem einigte sich die Kommission darauf, so schnell wie möglich
ein Partnerschaftsabkommen mit der Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der
Vereinten Nationen (FAO) abzuschliessen.
Den letzten Themenschwerpunkt stellten die Auswirkungen der Pandemie auf die
frankophonen Parlamente dar, verursacht durch die «nie dagewesenen institutionellen
Umbrüche[...]». Die Kommission für parlamentarische Fragen und die politische
Kommission der parlamentarischen Versammlung erteilten Laurent Wehrli (fdp, VD) von
der Schweizer Delegation den Auftrag, einen Bericht auszuarbeiten, der die
Auswirkungen der Gesundheitskrise auf das Gleichgewicht der Machtverteilung
zwischen Regierungen und Parlamenten und auf die Entscheidungsverfahren
untersucht. Im Jahr 2021 will der Schweizer die ersten Ergebnisse der Analyse, die er
noch im November 2020 startete, verkünden. 2

1) AB NR, 2020, S. 1643; AB SR, 2020, S. 698; Bericht APF vom 31.12.19; Medienmitteilung APF vom 2.7.19; Pressemappe der
45. APF-Jahrestagung
2) AB SR, 2021, S.653 f.; Bericht APF vom 31.12.20
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